
TEXTGEGENÜBERSTELLUNG 
Entwurf einer Änderung des NÖ Gemeinde-Personalvertretungsgesetzes, LGBl. 2002 

 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 13 Abs. 2: § 13 Abs. 2: 
 
(2) Die Gemeinde (Gemeindeverband) ist verpflichtet, dem Wahlausschuß die 
zur Durchführung der Wahl erforderlichen Verzeichnisse über die Bediensteten 
sechs Wochen vor dem Wahltag zur Erstellung der Wählerlisten zur Verfügung 
zu stellen. Die Wahlausschüsse haben die Wählerlisten zu verfassen und 
durch mindestens zehn Arbeitstage zur Einsichtnahme durch die 
Wahlberechtigten in den Dienststellen aufzulegen. Gegen die Wählerlisten 
können die Wahlberechtigten während der Auflagefrist Einwendungen 
erheben, über die die Wahlausschüsse binnen dreier Arbeitstage zu 
entscheiden haben. Gegen die Entscheidungen der Wahlausschüsse ist das 
binnen dreier Arbeitstage einzubringende Rechtsmittel der Berufung an den 
Zentralwahlausschuß zulässig, wenn ein solcher besteht. Die Entscheidung 
des Zentralwahlausschusses, sofern keiner besteht, die des 
Wahlausschusses, ist endgültig. 
 

 
(2) Die Gemeinde (Gemeindeverband) ist verpflichtet, dem Wahlausschuß die 
zur Durchführung der Wahl erforderlichen Verzeichnisse über die Bediensteten 
sechs Wochen vor dem Wahltag zur Erstellung der Wählerlisten zur Verfügung 
zu stellen. Die Wahlausschüsse haben die Wählerlisten zu verfassen und 
durch mindestens zehn Arbeitstage zur Einsichtnahme durch die 
Wahlberechtigten in den Dienststellen aufzulegen. Gegen die Wählerlisten 
können die Wahlberechtigten während der Auflagefrist Einwendungen 
erheben, über die die Wahlausschüsse binnen dreier Arbeitstage zu 
entscheiden haben. Gegen die Entscheidungen der Wahlausschüsse ist 
das binnen dreier Arbeitstage einzubringende Rechtsmittel der Berufung 
an den Zentralwahlausschuß zulässig, wenn ein solcher besteht. Die 
Entscheidung des Zentralwahlausschusses, sofern keiner besteht, die 
des Wahlausschusses, ist endgültig. 

§ 13 Abs. 16: § 13 Abs. 16 
 
(16) Die Gültigkeit der Wahl kann binnen zweier Wochen nach Kundmachung 
der Wahlergebnisse von jeder Wählergruppe, die sich an der Wahl beteiligt 
hat, sowie von jenen Bediensteten, die Wahlvorschläge eingebracht haben, 
beim Zentralwahlausschuß, wenn keiner besteht beim Wahlausschuß, mit 
Begründung angefochten werden. Auf das Wahlprüfungsverfahren finden die 
Bestimmungen des AVG 1950 Anwendung. Ein weiteres ordentliches 
Rechtsmittel ist nicht zulässig. Im Wahlprüfungsverfahren sind alle 
Wählergruppen Parteien, die sich an der angefochtenen Wahl beteiligt haben. 

 
(16) Die Gültigkeit der Wahl kann binnen zweier Wochen nach Kundmachung 
der Wahlergebnisse von jeder Wählergruppe, die sich an der Wahl beteiligt 
hat, sowie von jenen Bediensteten, die Wahlvorschläge eingebracht haben, 
beim Zentralwahlausschuß, wenn keiner besteht beim Wahlausschuß, mit 
Begründung angefochten werden. Auf das Wahlprüfungsverfahren finden die 
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, 
BGBl. Nr. 51 in der Fassung BGBl. I Nr. 33/2013, Anwendung. Ein weiteres 
ordentliches Rechtsmittel ist nicht zulässig. Im Wahlprüfungsverfahren 
sind alle Wählergruppen Parteien, die sich an der angefochtenen Wahl 
beteiligt haben. 
 

§ 13 Abs. 18: § 13 Abs. 18: 
  

(18) Die näheren Bestimmungen über die Durchführung der Wahlen sind 
durch Verordnung der Landesregierung zu erlassen. 
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